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BUNDESGERICHTSHOF 2009 026
[M NAMEN DES VOLKES

XI ZR 156/64 URTEIL Verkündet am

17« November 1966 
H e ll,

Ju st izo b ersek re tä r  
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in  dem R e c h tss tr e it

des Archite k te n Erns t  P eter  Ffl^Bfetraße
K lägers und R e v is io n sk lä g e r s ,

-  P rozeßbevollm ächtigter: Rechtsanwalt Pr«

gegen

d i e G * p i  A B p B Y f l B i B I  A k t ie n g e s e lls c h a ft ,  
G f l | I i J B B P  l | M B |  "i i I 11 11 ii durch d ie  V orstands- 
m it g l  j e der P r, J u l iu  s V B H K  Pr» Werner 9 B B  
F r itz  P B B i  und Pr. M ichael P B H V ?  ebenda,

B eklagte und R ev is io n sb ek la g te ,

-  P rozeßbevollm ächtigter: Rechtsanwalt Pr.
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Ber IIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 17» November 1966 unter Mit­
wirkung der Bundesrichter Br. Kuhn, Br. Nörr, Br. Bukow, 
Br. Schulze und Fleck
für Recht erkannt:

Bie Revision gegen das Urteil des 4» Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts in Oldenburg vom 26» Mai 
1964 wird auf Kosten des Klägers zurüekgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Ber Kläger war als Halter eines Personenkraftwagens 
bei der Beklagten gegen Haftpflicht versichert. Am 5» Juni 
1962, gegen 2.45 Uhr, fuhr er nach erheblichem Alkoholge­
nuß einen in Fahrtrichtung gehenden Fußgänger an, der 
schwer verletzt wurde. Ohne anzuhalten setzte der Kläger 
die Fahrt bis zu seinem etwa 10 km entfernten Wohnort 
fort, ließ dort den mitgenommenen Steuerinspektor H d P  
aussteigen und begab sich in seine Wohnung.

Bas Schöffengericht verurteilte den Kläger wegen 
fahrlässiger Körperverletzung und Verkehrsgefährdung so­
wie wegen Unfallflucht zu einer Gefängnisstrafe. Bie Straf­
kammer bestrafte den Kläger wegen Volltrunkenheit und 
sprach ihn von der Anklage der Unfallflucht frei.

Bie Beklagte hat jede Leistung abgelehnt9 weil der 
Kläger die Unfallstelle verlassen und dadurch seine Auf­
klärungspflicht verletzt habe.



-3-

Der Kläger begehrt von der Beklagten Versicherungs­
schutz. Er macht geltend, daB er nach dem Unfall zurech­
nungsunfähig gewesen sei.

Landgericht und Oberlandesgericht haben die Klage 
abgewiesen. Mit der Revision verfolgt der Kläger seinen 
KXageanspruch weiter. Die Beklagte bittet um Zurückwei­
sung des Rechtsmittels.

Entscheidungsgründe:

I. Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts hat der 
Kläger die Unfallstelle verlassen und dadurch die ihm als 
Versicherungsnehmer obliegende Aufklärungspflicht ver­
letzt. Die Feststellungen sind nicht zu beanstanden und 
werden auch von der Revision nicht angegriffen.

II. Lurch die Obliegenheitsverletzung des Klägers ist 
die Beklagte nach § 7 V Satz 1 AKB leistungsfrei geworden, 
es sei denn, die Verletzung beruhte weder auf Vorsatz 
noch auf grober Fahrlässigkeit. Der Kläger hat dabei, wie 
auch das Berufungsgericht angenommen hat, zu beweisen, 
daß er nicht vorsätzlich gehandelt hat. Liesen Beweis 
hält das Berufungsgericht für nicht erbracht. Es hat da­
zu ausgeführt; Der Kläger behaupte, infolge des voraus­
gegangenen Alkoholgenusses im Zeitpunkt des Unfalls zu­
rechnungsunfähig gewesen zu sein. Seine Zurechnungsun­
fähigkeit könne er aber nicht damit beweisen, daß ihm die 
Strafkammer den Schutz des § 51 Abs. 1 StGB zugebilligt 
habe. Auch der für den Unfallzeitpunkt errechnete Alkohol­
gehalt von 2,66 $o erbringe keinen Bev/eis, weil nicht aus­
zuschließen sei, daß der Kläger nach dem Unfall'noch Al­
kohol genossen habe. Als zuverlässige Beurteilungsgrund-
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läge bleibe daher nur das tatsächliche Verhalten, das der 
Kläger bei und nach dem Unfall gezeigt habe. Die dazu er­
hobenen Beweise könnten das Gericht nicht davon überzeu­
gen, daß der Kläger die Unfallstelle im Zustande der Zu­
rechnungsunfähigkeit verlassen und deshalb seine Aufklä­
rungspflicht nicht vorsätzlich verletzt habe,

])ie Beurteilung des Berufungsgerichts hält aliens 
Angriffen der Revision stand«,

III« Im Strafverfahren ist der Kläger von der Anklage 
der Unfallflucht freigesprochen worden, weil das Gericht 
es für möglich gehalten hat, daß der Kläger im maßgeb­
lichen Zeitpunkt durch Volltrunkenheit zurechnungsunfähig 
gewesen ist. Im Zivilprozeß muß die Zurechnungsunfähig­
keit aber nicht nur möglich erscheinen, sondern zur Gewiß­
heit des Gerichts feststehen (vgl, BGH VersR 1965* 656). 
Wegen der unterschiedlichen Beweisanforderungen im Zivil­
und Strafrecht mußte das Berufungsgericht die Zurechnungs­
fähigkeit des Klägers beim Verlassen der Ünfallstelle 
selbständig und unabhängig von der Beurteilung dieser 
Präge im Strafverfahren prüfen und entscheiden.

IV. Bin Blutalkoholwert von 2,66 $o reicht für sich 
allein nicht aus, um zuverlässig beurteilen zu können, 
ob Zurechnungsunfähigkeit Vorgelegen hat. Es gibt, wie der 
Senat bereits (VersR 1965, 656 m.w.Naehw.) ausgesprochen 
hat, keinen allgemeingültigen Alkoholwert für Zurechnungs­
unfähigkeit. Wenn dafür ein Wert von 3 $o und mehr angenom« 
men wird, kann doch unter Umständen schon ein geringerer 
Wert - 2,5 und weniger - genügen (vgl. Gaisbauer,
VersR 1965, 845 m.w.Nachw.). In diesem Grenzbereich kann 
daher auf eine nähere Prüfung der jeweiligen Umstände, 
wie u. a. Alkoholverträglichkeit, körperliche und seeli-



sehe Verfassung, Zeit, Menge und Art der vorangegangenen 
Nahrungsaufnahme, nicht verzichtet werden*

Auch hiervon hat das Berufungsgericht abgesehen* Es 
hat dem errechneten Blutalkoholgehalt des Klägers von 
2,66 $o gar keinen Beweiswert beigemessen, weil zum min­
desten zweifelhaft sei,, ob der Kläger nach dem Unfall 
nicht noch Alkohol getrunken habe. Das ist nicht zu be­
anstanden. Denn der Beweiswert des Blutalkohoiwertes setzt 
eine richtige Rückrechnung vom Zeitpunkt der Blutentnahme 
auf den Zeitpunkt des Unfalls voraus* Daran fehlt es, wenn 
die Berechnung, wie hier, davon ausgeht, daß nach dem Un­
fall kein Alkohol genossen worden 1st, sich dann aber die 
ernsthafte Möglichkeit nachträglichen Alkoholgenusses her­
ausstellt, ohne daß sich die dafür in Betracht kommende 
Menge feststellen läßt, weil der Unfallbeteiligte selbst 
jeden nachträglichen Alkoholgenuß leugnet.

1* Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme konnte das 
Berufungsgericht einen nachträglichen Alkoholgenuß des 
Klägers für möglich halten«, Es konnte sich auf das Zeug­
nis des Bolizeibeamten stützen^. ■ der den Kläger etwa eine 
Stunde nach dem Unfall in seiner Wohnung aufgesucht hatte. 
Der Beamte hatte dabei von der Ehefrau des Klägers erfah­
ren, daß dieser zu Haude noch Alkohol getrunken habe* Die 
Ehefrau hat als Zeugin die Darstellung des Bolizeibeamten 
bestätigt, zugleich aber erklärt, daß ihr Ehemann in 
Wahrheit nichts mehr getrunken habe.

In dem letzten Bunkt ist das Berufungsgericht der 
Aussage der Zeugin nicht gefolgt* Zu Unrecht sieht die 
Revision darin einen Verstoß gegen § 286 ZBO, weil be-, 
trunkene Autofahrer und ihre Angehörigen nach forensi-
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scher Erfahrung zu unwahren Angaben über nachträglichen 
Alkoholgenuß neigen» um dadurch einen geringeren Blut­
alkoholgehalt für den Zeitpunkt des Unfalls vorzutäu- 
schen* Einen allgemeinen Erfahrungssatz dieses Inhalts 
gibt es nicht«

Auch die Rüge, die die Revision wegen der Nicht­
beeidigung der Ehefrau des Klägers erhebt, ist unbegrün­
det* Das Berufungsgericht konnte von einer Beeidigung ab- 
sehen, v/eil es auch eine eidliche Aussage der Zeugin als 
nicht ausreichend angesehen hätte, um die Möglichkeit nach­
träglichen Alkoholgenusses des Klägers auszuschließen» Von 
allen Umständen, die für und gegen einen nachträglichen 
Alkoholgenuß des Klägers sprachen, hat das Berufungsgericht 
nur dem Zeugnis des Bolizeibeamten und dem tatsächlichen 
Verhalten des Klägers bei und nach dem Unfall entschei­
dende Bedeutung beigemessen,, Biese Würdigung ist nicht zu 
beanstanden*

2. Allen weiteren Rügen der Revision ist der Vorwurf 
gerneinsamy*4ns Berufungsgericht habe nicht beachtet, daß 
jeder Mensch bei einem Blutalkoholgehalt von 1,5 #o abso­
lut fahruntüchtig sei* Bie in diesem Zustand vorhandene 
Bewußtseinsstörung schließe die Zurechnungsfähigkeit aus* 
Selbst v/enn man mit dem Berufungsgericht einen nachträg­
lichen Alkoholgenuß des Klägers annehme, habe sein Blut­
alkoholgehalt in jedem R«*lle mindestens 1,5 #o betragen*
Auf dieser Grundlage hätte das Berufungsgericht das Vor­
bringen des Klägers und die erhobenen Beweise würdigen 
müssen* Bas sei aber nicht geschehen*

Bie Ansicht der Revision, ein fahruntüchtiger Kraft­
fahrer sei damit auch nicht mehr zurechnungsfähig, ist ver-
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fehlt» Fahruntüchtigkeit und Zurechnungsunfähigkeit sind 
keine gleichbedeutenden Hechtsbegriffe, sondern unter­
scheiden -sich grundlegend voneinander. Der Begriff der 
Fahruntüchtigkeit, der zu § 315 Abs. 1 Nr. 2 StGB a.F.
- seit dem Zweiten Gesetz zur Sicherung des Straßenver­
kehrs vom 26. November 1964 (BGBl I 921) sind es die 
§§ 315 c Abs. 1 Buchst, a, 316 StGB - entwickelt worden 
ist, bezieht sich nur auf die Verletzung der vorgenann­
ten Strafbestimmungen und besagt, wann ein Kraftfahrer 
infolge des Genusses alkoholischer Getränke nicht mehr 
in der Lage ist, ein Kraftfahrzeug sicher zu führen. Es 
geht dabei um die besonderen Anforderungen, die die siche­
re Führung eines Kraftfahrzeugs im Verkehr ständig an die 
Reaktionsfähigkeit des Fahrers stellt, und um die~Beein­
trächtigung dieser Fähigkeit durch den Genuß alkoholischer 
Getränke. Dafür ist die von sonstigen Beweisanzeichen un­
abhängige, a 1 1  g e r n e  i n e  Fahruntüchtigkeit von 
Bedeutung, die nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
für einen Kraftwagenfahrer bei einem Blutalkoholgehalt 
von 1,5 io beginnt (BGHSt 5, 168; 10, 265; NJW 1959, 1047; 
1964, 733). Hiervon unabhängig ist aber für das Strafrecht 
allein nach § 51 Abs, 1 und 2 StGB zu entscheiden, ob die 
Zurechnungsfähigkeit eines Menschen, der gegen ein Straf­
gesetz verstößt, z, B. eine Unfallflucht begeht (§ 142 
StGB), durch den Genuß alkoholischer Getränke ausgeschlos­
sen oder erheblich vermindert ist.

Auch mit der zivilrechtlichen Zurechnungsfähigkeit, 
der notwendigen subjektiven Voraussetzung für jedes schuld­
hafte Handeln, hat der Begriff der Fahruntüchtigkeit nichts 
zu tun. Zurechnungsunfähig ist nach den §§ 276 Abs. 1 
Satz 3, 827 BGB, wer sich in einem die freie Willensbe­
stimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der



Geistestätigkeit befindet oder sieh durch geistige Ge­
tränke in einen vorübergehenden Zustand dieser Art gesetzt 
hat* Ein solcher Zustand wird, wie dargelegt, bei einem 
Blutalkoholgehalt von 3 #o und mehr, möglicherweise auch 
schon bei 2,5 #o, anzunehmen sein* Bis zur Erreichung 
dieses Zustandes, dem A u s s c h l u ß  der freien 
Willensbestimmung, ist vorsätzliches Handeln möglich, 
um das es hier bei der Verletzung der Aufklärungspflicht 
geht* Selbst eipe wesentliche Beeinträchtigung der freien 
Willensbestimmung, die bei einem Blutalkoholwert von
1.5 gegeben ist, muß außer acht bleiben, weil das 
Zivilrecht anders als das Strafrecht eine verminderte 
Zurechnungsfähigkeit unberücksichtigt läßt (vgl* BGH 
VersE 1966, 579)»

Biese Regelung gilt für die Zurechnungsunfähigkeit. 
A n d e r e  Rechtszusammenhänge können abweichend geord­
net sein* Ber erkennende Senät hat z* B* zu § 3 Hr, 5 der 
Allgemeinen Versicherungs-Bedingungen für die Unfallver­
sicherung (= § 3 Abs, 4 AUB n,i\) entschieden, daß im 
Sinne dieser Bestimmung bei einem Blutalkoholgehalt von
1.5 $>o oder mehr immer eine wesentliche Beeinträchtigung 
der Aufnahme- und Reaktionsfähigkeit und damit eine Be­
wußtseinsstörung des Kraftfahrers vorliegt (BM Nr', 1 zu
§ 3 AVB f. Unfalivers.)* Mit dieser Entscheidung kann die 
Revision aber nicht ihre irrige Ansicht begründen, daß 
ein Blutalkoholgehalt von 1,5 $o a l l g e m e i n  die 
Zurechnungsfähigkeit ausschließe. Benn eine B e, e i< n - 
t r ä c h t i g u n g  der Aufnahme- und Reaktionsfähig­
keit, die für die Sonderregelung des § 3 Nr. 5 AUB genügt, 
kann nicht dem viel weitergehenden, allgemeinen Erforder­
nis der Zurechnungsunfähigkeit, dem A u s s c h l u ß  
der freien Willensbestimmung, gleichgestellt werden*
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Für das Berufungsgericht Bestand danach entgegen 
der Auffassung der Revision Kein Anlaß, seiner Beurtei­
lung einen Blutalkoholgehalt des Klägers von 1,5 $>o 
zugrunde zu legen oder insoweit nähere Feststellungen 
zu treffen. Es war allein Sache des Klägers, wenn er sei­
ne Zurechnungsunfähigkeit heim Verlassen der Unfallstelle 
mit einem bestimmten Alkoholwert beweisen wollte, das Ge­
richt bei begründeten Zweifeln von der Richtigkeit des 
für den Unfallzeitpunkt errechneten Blutalkoholgehalts 
zu überzeugen. War er dazu nicht in der Lage, so blieb 
er insoweit beweisfällig und muß sich damit abfinden, daß 
seine Zurechnungsfähigkeit oder -Unfähigkeit nur nach 
seinem tatsächlichen Verhalten bei und nach dem Unfall 
beurteilt wird.

V. Für die Beurteilung des Zustandes, in dem der Klä­
ger sich zur Zeit des Unfalls befunden hat, ist das Beru­
fungsgericht als unstreitig davon ausgegangen, daß die 
Windschutzscheibe des Kraftwagens durch den Aufprall des 
angefahrenen Fußgängers zertrümmert worden ist und der 
Kläger anschließend noch etwa 10 km unfallfrei bis zu 
seiner Wohnung gefahren ist. Weiter hat das Berufungsge­
richt festgestellt: Der Kläger habe vor dem Unfall mit 
dem als Zeugen gehörten Steuerinspektor gezecht und
mit ihm gegen 1 Uhr nachts noch ein Schützenfest besucht.

habe den Kläger auch auf der Rückfahrt begleitet, 
den Unfall miterlebt und sei dann noch bis zur Wohnung 
des Klägers mitgefahren. Der Zeuge habe an dem Kläger zur­
zeit des Unfalls keine Anzeichen von (Trunkenheit wahrgenommen, 
weder an der Fahrweise noch an der Sprache des Klägers, mit 
dem er sich während der Unfallfahrt unterhalten habe. Rach 
der Aussage des Zeugen habe der Kläger gemerkt, daß er 
einen Menschen angefahren habe, und sei von diesem Augen-
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blick an sehr ernst ge**orden« Außerdem habe er durch seine 
Darlegungen den Zeugen, der nach dem Unfall anhalten und 
die Polizei und einen Arzt herbeirufen wollte, davon 
überzeugt, daß es besser sei, zunächst nach Hause zu 
fahren und von dort einen befreundeten Arzt anzurufeno

Das Berufungsgericht hält danach nicht für erwie­
sen, daß der Kläger, als er ohne anzuhalten weitergefah­
ren sei, sich in einem zurechnungsunfähigen Zustande be­
funden und ihm deshalb das Bewußtsein gefehlt habe, 
durch sein Verbleiben an der Unfallstelle den Versicherer 
bei der Aufklärung des Tatbestandes unterstützen zu müs­
sen- Das ist nicht zu beanstanden, da weder die tatsäch­
lichen Feststellungen des Berufungsgerichts noch die recht­
liche Würdigung einen Rechtsfehler erkennen lassen»

Unbegründet sind auch die Bedenken, welche die 
Revision hinsichtlich der Berücksichtigung der Aussage 
des Zeugen H^|äußert, weil dieser selbst unter starkem 
Alkoholeinfluß gestanden habe- Das Berufungsgericht hat 
nicht verkannt, daß bei H M p  ein Blutalkoholgehalt von 
1,34 $>o für den Unfallzeitpunkt festgestellt worden ist« 
Darin allein hat es aber übereinstimmend mit dem Landge­
richt keinen Grund gesehen, den sehr bestimmten Angaben 
des Zeugen nicht zu folgen* Hiergegen ist rechtlich 
nichts einzuwenden*

VI« Hach alledem erweist sich die Revision des Klägers 
als unbegründet; sie ist daher zurückzuweisen«



Die Kosten des ohne Erfolg eingelegten Rechts­
mittels fallen nach § 97 Ahs. 1 ZPO dem Kläger zur laste

Er » Kuhn Er, Hörr Er. Bukow

Er. Schulze Eieck
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